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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Grundregeln für die 
Ausgleichsbeträge für Reis und zur Festsetzung dieser Ausgleichsbeträge für einige 
Erzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 Unterzeichne- 
ten Vertrag über den Beitritt von neuen Mitglied- 
staaten zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und zur Europäischen Atomgemeinschaft 1 ), insbe- j 
sondere auf Artikel 62 Absatz 1 der diesem Vertrag 
beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 80 der Akte sind die Ausgleichs- 
beträge für rundkörnigen geschälten Reis, langkör- 
nigen geschälten Reis und Bruchreis auf der Grund- 
lage des Unterschieds zwischen dem Schwellenpreis 
und den Marktpreisen festzusetzen, die während 
eines Bezugszeitraums auf dem Markt des betref- 
fenden neuen Mitgliedstaats festgestellt werden. 

Die neuen Mitgliedstaaten haben ihren Bedarf 
bisher zu Weltmarktpreisen gedeckt. Aufgrund die- 
ser Preise, die nach Berichtigung um den Unterschied 
der Beförderungskosten für die Festsetzung der Ab- 
schöpfungen herangezogen werden, ist in den neuen 
Mitgliedstaaten ein dem Schwellenpreis vergleich- 
barer Preis festzustellen, der zwischen den einzelnen 
neuen Mitgliedstaaten zudem nur unerhebliche Ab- 
weichungen aufweist. Aus diesem Grunde werden 
die Ausgleichsbeträge für geschälten Reis und Bruch- 
reis für die drei Beitrittsländer in gleicher Höhe 
festgesetzt. 

Für die vorstehend nicht genannten Ausgleichs- 
beträge gelten die Regeln von Artikel 80 Absatz 2 
der Akte. Gemäß dieser Bestimmung werden die 
Ausgleichsbeträge für Rohreis, halbgeschliffenen 
Reis und vollständig geschliffenen Reis unter An- 
wendung der Koeffizienten der Verordnung Nr. 467/ 
67/EWG der Kommission vom 21. August 1967 über 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 


die Festsetzung der Umrechnungssätze für die Ver- 
arbeitungsstufen von Reis sowie über die Festset- 
[ zung der Bearbeitungskosten und des Wertes der 
Nebenprodukte 2 ), zuletzt geändert durch Verord- 
nung (EWG) Nr. 1499/72 3 ), auf den Ausgleichsbe- 
trag für das Referenzerzeugnis festgesetzt. 

Für die Erzeugnisse von Artikel 1 Absatz 1 Buch- 
stabe c der Verordnung Nr. 359/67/EWG des Rates 
vom 26. Juni 1967 über die gemeinsame Marktor- 
ganisation für Reis 4 ), zuletzt geändert durch die Ak- 
te über die Beitrittbedingungen und die Anpassun- 
gen der Verträge 5 ), ist der Ausgleichsbetrag mit Hil- 
fe der für die Bestimmung des beweglichen Teilbe- 
trags der Abschöpfung zugrunde gelegten Koeffizien- 
ten festzusetzen. Diese Koeffizienten wurden in der 
Verordnung (EWG) Nr. 1052/68 des Rates vom 23. 
Juli 1968 über die Regelung für die Einfuhr und die 
1 Ausfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungser- 
zeugnissen 6 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1529/71 7 ) festgelegt. 

Da die Ausgleichsbeträge im innergemeinschaft- 
lichen Handel dazu dienen, einen Austausch der Er- 
zeugnisse zwischen zwei Mitgliedstaaten mit unter- 
schiedlichem Preisniveau unter zufriedenstellenden 
Bedingungen zu ermöglichen, ist bei der Einfuhr in 
einen Mitgliedstaat mit höherem Preisniveau ein 
Ausgleichsbetrag zu erheben und umgekehrt bei der 
Ausfuhr nach einem Mitgliedstaat mit niedrigerem 
Preisniveau ein Ausgleichsbetrag zu gewähren. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 204 
vom 24. August 1967, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 158 
vom 13. Juli 1972, S. 22 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 179 
vom 25. Juli 1968, S. 8 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 162 
vom 20. Juli 1971, S. 11 
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Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe a der Akte, wonach 
die Ausgleichsbeträge vom einführenden Mitglied- 
staat erhoben oder vom ausführenden Mitgliedstaat 
gewährt werden, bedeutet demnach, daß die Auf- 
gabe der Erhebung oder Gewährung dieser Beträge 
dem Mitgliedstaat obliegt, dessen Preisniveau am 
höchsten ist. 

Es ist angebracht genauer zu bestimmen, daß die 
Anwendung der Vorschriften von Artikel 55 Absatz 1 
Buchstabe b der Akte dazu führt, den Ausgleichsbe- 
trag von der Abschöpfung oder Erstattung abzuzie- 
hen. 

Ist im Handel zwischen einem neuen Mitglied- 
staat und dritten Ländern der Ausgleichsbetrag von 
der Erstattung abzuziehen und ist diese niedriger 
als der Ausgleichsbetrag oder nicht festgesetzt wor- 
den, müssen geeignete Maßnahmen ergriffen wer- 
den, um Verkehrsverlagerungen zu vermeiden. 

Die Modalitäten der Erhebung und Gewährung der 
Ausgleichsbeträge sind so festzulegen, daß Ver- 
kehrsverlagerungen, zu denen insbesondere der Un- 
terschied zwischen diesen Beträgen führen könnte, 
vermieden werden. 

Aus Gründen der Klarheit ist es angebracht, daß 
die Kommission ermächtigt wird, in dem Anhang, 
in dem die von ihr festgesetzten Ausgleichsbeträge 
stehen, die vom Rat festgesetzten Ausgleichsbeträge 
wiederzugeben - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und dritten 
Ländern bis zum 31. August 1973 anwendbaren Aus- 
gleichsbeträge belaufen sich für die nachstehenden 
Erzeugnisse auf: 

Rundkörniger geschälter Reis: 

9,90 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm, 
langkörniger geschälter Reis: 

11,45 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm, 
Bruchreis: 

4,55 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm. 

Artikel 2 

Die Ausgleichsbeträge für Rohreis, halbgeschliffe- 
nen Reis, vollständig geschliffenen Reis und für die 
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG genannten Erzeugnisse werden mit 


Hilfe der in den Verordnungen Nr. 467/67/EWG und 
(EWG) Nr. 1052/68 angegebenen Koeffizienten be- 
stimmt. 

1 A r t i k e 1 3 

Im Handel der neuen Mitgliedstaaten mit der Ge- 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset- 
zung werden die Ausgleichsbeträge von demjenigen 
der beiden betreffenden Mitgliedstaaten erhoben 
oder gewährt, dessen für die Ermittlung der Aus- 
! gleichsbeträge berücksichtigtes Preisniveau am 
höchsten ist. Im Handel zwischen den neuen Mit- 
gliedstaaten und dritten Ländern werden die Aus- 
gleichsbeträge von der Abschöpfung und der Er- 
| stattung abgezogen. 

| Artikel 4 

Der anwendbare Ausgleichsbetrag ist der am Tage 
der Einfuhr oder Ausfuhr gültige Ausgleichsbetrag. 

Artikel 5 

! 

j Wenn für ein Erzeugnis ein Ausgleichsbetrag fest- 
j gesetzt ist, der von der Erstattung für Ausfuhren 
i nach dritten Ländern abzuziehen ist und wenn die 
1 Erstattung niedriger als dieser Ausgleichsbetrag 
oder überhaupt nicht festgesetzt ist, kann für die 
Ausfuhr nach dritten Ländern des in Frage kommen- 
den Erzeugnisses in dem betroffenen neuen Mit- 
gliedstaat die Erhebung eines Betrages vorgesehen 
! werden, der höchstens gleich dem Unterschied zwi- 
schen Ausgleichsbetrag und Erstattung oder, gege- 
benenfalls, höchstens gleich dem Ausgleichsbetrag 
| ist. 

1 A r t i k e 1 6 

1. Nach dem Verfahren des Artikels 26 der Ver- 
ordnung Nr. 359/67/EWG werden festgelegt: 

a) die in Artikel 2 genannten Ausgleichsbeträge, 

b) die in Artikel 1 genannten Ausgleichsbeträge 
für die folgenden Wirtschaftsjahre, 

c) die Einzelheiten für die Gewährung, Erhebung 
und Einziehung der Ausgleichsbeträge, insbeson- 
dere um Verkehrsverlagerungen zu vermeiden, 

d) die übrigen Durchführungsbestimmungen zu die- 
ser Verordnung. 

i Die Kommission wird ermächtigt, die Ausgleichsbe- 
träge zusammen mit den in Artikel 1 festgesetzten 
Ausgleichsbeträgen zu veröffentlichen. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1973 in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Januar 1973 - 1/4 (IV /l ) -680 70 -E- Re 15/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. Dezember 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


A. Artikel 80 Absatz 1 des Beitrittsvertrages sieht 
vor, daß für 

— rundkörnigen geschälten Reis, 

— langkörnigen geschälten Reis und 

— Bruchreis 

der bis zur ersten Annäherung anwendbare Aus- 
gleichsbetrag auf der Grundlage des Unterschieds 
zwischen 

1. dem Schwellenpreis und 

2. den Marktpreisen festgesetzt wird, die auf dem 
Markt des betreffenden neuen Mitgliedstaates 

3. während eines Bezugszeitraumes 
festgesetzt werden. 

1. Damit der Schwellenpreis für geschälten Reis 
zeitlich möglichst nah an dem betreffenden Be- 
zugszeitraum liegt, wurde der Preis zu Beginn 
des Wirtschaftsjahres 1972/73 (20,75 RE/100 kg 
für rundkörnigen Reis und 22,75 RE/100 kg für 
landkörnigen Reis) gewählt. 

2. Die Marktpreise, die auf den Märkten Dänemarks 
und Irlands festgestellt werden konnten, galten 

— entweder für schlecht definierte Qualitäten, 
so daß es unmöglich war, sie mit den Stan- 
dardqualitäten, für die die Schwellenpreise 
gelten, zu vergleichen, 

— oder für nicht repräsentative Mengen oder 
für vorher behandelte Reissorten, deren Prei- 
se das wirkliche Weltmarktpreisniveau nicht 
Wiedergaben. 

Da keine wirkliche repräsentativen Marktpreise 
auf den Märkten der beiden Beitrittsländer fest- 
zustellen waren, wurden der Berechnung der 
Ausgleichsbeträge die Einfuhrpreise in Rotter- 
dam zugrunde gelegt, die um den Unterschied 
zwischen den Frachtkosten zwischen Rotterdam 
und den Einfuhrhäfen der betreffenden Mitglied- 
Staaten berichtigt wurden. Da die Frachtkosten 


zwischen Rotterdam und Irland nur geringfügig 
von denen zwischen Rotterdam und Dänemark ab- 
weichen, wurde ein einheitlicher Durchschnitts- 
betrag von 0,50 RE/ 100 kg angenommen. 

Die für das Vereinigte Königreich festgestellten 
Preise entsprechen weitgehend den Preisen, die 
für die beiden anderen Beitrittsländer von den 
Rotterdamer Preisen abgeleitet wurden. Da der 
Unterschied zwischen den Marktpreisen der 
neuen Mitgliedstaaten sehr gering ist und diese 
drei Staaten ihren Bedarf gegenwärtig zum Welt- 
marktpreis decken, wird vorgeschlagen, für die 
drei Beitrittsländer die gleichen Ausgleichsbeträ- 
ge festzusetzen. 

3. Als Bezugszeitraum wurde das Wirtschaftsjahr 
1971/72 gewählt (1. September 1971 bis 31. Au- 
gust 1972), das dem Schwellenpreis, der für die 
Berechnung der Ausgleichsbeträge herangezogen 
wurde, unmittelbar vorangeht. 

B. Artikel 80 Absatz 2 des Beitrittsvertrages sieht 
vor, daß 

— bei Rohreis, 

— halbgeschliffenem Reis, 

— vollständig geschliffenem Reis und 

— den in Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c der Ver- 
ordnung Nr. 359/67/EWG über die gemeinsame 
Marktorganisation für Reis genannten Erzeug- 
nissen 

der Ausgleichbetrag für jedes dieser Erzeugnisse 
mit Hilfe der Koeffizienten für die Festlegung der 
Abschöpfungen von dem Ausgleichsbetrag für das 
in Artikel 80 Abs. 1 (siehe oben unter A.) genannte 
Erzeugnis abgeleitet wird. 

Die Ausgleichsbeträge für diese Erzeugnisse werden 
nach dem Verfahren von Artikel 26 der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG festgesetzt. 
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